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Antwort der Regierung 

 

Die Komplexität der planerischen Umsetzung und der bundesrechtlichen Vorgaben 

fordert derzeit alle am Planungsprozess beteiligten Parteien massiv. Die kantonalen 

Genehmigungsbehörden haben einen vorgegebenen Prüfungsmassstab anzuwen-

den. Ortsplanungen müssen mit den Vorgaben des Bundesgesetzes über die Raum-

planung (RPG; SR 700), des funktionalen Raumplanungsrechts sowie des Raumpla-

nungsgesetzes für den Kanton Graubünden (KRG; BR 801.100) übereinstimmen 

(vgl. Antwort der Regierung vom 13. Februar 2023 zum Auftrag Kocher betreffend 

Beschleunigung der Ortsplanungsrevisionen, Prot. Nr. 104/2023). Im Rahmen des 

übergeordneten Rechts erfüllen die Gemeinden die Aufgabe der Ortsplanung auto-

nom (Art. 3 Abs. 1 KRG). Der vom Auftrag geforderte Umfang der kantonalen Über-

prüfungsbefugnis entspricht somit bereits geltendem Recht. Die Dauer der Verfahren 

zur kantonalen Vorprüfung respektive Genehmigung von Nutzungsplanungen hängt 

von verschiedenen Faktoren ab, welche vom Kanton nur teilweise beeinflusst werden 

können (vgl. Antwort der Regierung vom 17. Oktober 2022 zur Anfrage Gort betref-

fend Behandlungsfristen in der Raumplanung, Prot. Nr. 800/2022). So sind die Ge-

nehmigungsbehörden auf vollständige und hinreichend begründete Planungsunterla-

gen angewiesen, um Bearbeitungsfristen einhalten zu können. Andernfalls sind zu-

sätzliche, oftmals zeitintensive Abklärungen sowie Anhörungen der Gemeinden erfor-

derlich. Planungsbeschwerden bringen zudem Verzögerungen nach sich. Dennoch 

hat die derzeitige Planungswelle auch die zuständigen kantonalen Stellen an ihre 

personellen Kapazitätsgrenzen geführt. Die Belastung wird in den kommenden Jah-

ren weiter zunehmen. Die effiziente und beförderliche Verfahrensführung ist ohne 

Zweifel ein zentrales Element der Verwaltungsarbeit. Die Ansetzung von strengeren 

Behandlungsfristen löst das Problem jedoch nicht. Stattdessen sind zur Verfahrens-

beschleunigung organisatorische Massnahmen notwendig. Diese wurden ergriffen 

und befinden sich in Umsetzung. So beantragen das Amt für Raumentwicklung 

(ARE) und das Departement für Volkswirtschaft und Soziales (DVS) über den or-

dentlichen Stellenschaffungsprozess personelle Aufstockungen. Die Erhöhungsan-

träge werden von der Regierung beurteilt und in der Dezembersession im Rahmen 



  2 

 

des Budgets 2024 vorgelegt (vgl. dazu auch Antwort der Regierung zum Auftrag Ko-

cher). Weiter entwickelt das ARE zusammen mit dem DVS laufend Standardisierun-

gen und Automatisierungen und setzt diese um, beispielsweise in Form von automa-

tisierten Prüfungen digitaler Daten sowie von Mustertexten. Angesichts der derzeiti-

gen personellen Engpässe wird zudem, soweit möglich und sachdienlich, eine Beur-

teilung durch verwaltungsexterne Sachverständige geprüft, wobei einzelfallweise be-

reits entsprechende Aufträge vergeben wurden. Daneben teilt das ARE, soweit sich 

in einem Genehmigungsverfahren eine Überschreitung der geltenden Ordnungsfris-

ten abzeichnet, der betroffenen Gemeinde bereits nach geltendem Recht (vgl. Art. 5 

Abs. 2 KRG) die Verzögerung mit kurzer Begründung und unter Bekanntgabe einer 

neuen Erledigungsfrist mit. Hierbei bemüht sich das ARE nach Möglichkeit um eine 

Prioritätenabsprache mit der Gemeinde. Im Übrigen handelt es sich bei der Geneh-

migung von Ortsplanungen um mehr als eine blosse Kontrolle; sie ist vielmehr selbst 

ein Akt der Nutzungsplanung und als solcher ein Mittel der vom Kanton zu gewähr-

leistenden Koordination. Aufgrund dieses konstitutiven Charakters des Genehmi-

gungsentscheids ist die vorgeschlagene "automatische" Genehmigung nach Fristab-

lauf nicht mit dem RPG vereinbar. Die geforderte Neuberechnung der Bevölkerungs-

perspektive liegt ebenfalls bereits vor (auf www.are.gr.ch abrufbar). Diese orientiert 

sich an den vom Bundesamt für Statistik (BFS) erstellten Szenarien zur Bevölke-

rungsentwicklung, wobei im Richtplan als Grundlage für die Ortsplanungen das Sze-

nario "hoch" gewählt wurde. Damit wurde für die Gemeinden der grösstmögliche Pla-

nungsspielraum geschaffen, wodurch auch eine durch neuere Trends ausgelöste 

Steigerung der Baulandnachfrage aufgefangen werden kann. Zudem werden die 

BFS-Szenarien periodisch aktualisiert, womit Trends mittel- bis langfristig auch in der 

Prognose abgebildet werden. Einzonungen sind unter den Voraussetzungen von 

Art. 15 Abs. 4 RPG möglich. Die entsprechenden Vorgaben sind von der Gemeinde 

bei ihrer Planung als auch vom Kanton bei der Genehmigung zu beachten.  

Die beantragten Massnahmen zur Bewältigung der erkannten Herausforderungen er-

weisen sich somit als bereits umgesetzt bzw. in Umsetzung befindend (Ziff. 1 al. 1 

und 5, Ziff. 2 al. 1, 2 und 3), als nicht erfüllbar (Ziff. 1 al. 2, 3 und 4) oder als mit dem 

übergeordneten Recht nicht vereinbar (Ziff. 1 al. 6, Ziff. 2 al. 4). Aufgrund dieser Aus-

führungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vorliegenden Auftrag be-

treffend Ziff. 1 al. 1 und 5 sowie Ziff. 2 al. 1, 2 und 3 zu überweisen und betreffend 

Ziff. 1 al. 2, 3,4 und 6 sowie Ziff. 2 al. 4 abzulehnen. 
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